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Die Linke und Gemeinwohl-Ökonomie (2026-05-26)  
Als UAG Unternehmerische Linke (BAG Wirtschafts- und Finanzpolitik) möchten wir einen 
Überblick über das Modell der Gemeinwohl-Ökonomie (GWÖ) geben und dessen Beitrag zur 
Wirtschaft im demokratischen Sozialismus. Die Frage, ob oder inwiefern die GWÖ für ein 
„linkes“ Transformationsprogramm eine Lösung darstellt, soll dabei aus einer sozialistischen 
Perspektive nicht unter moralischen oder idealistischen Gesichtspunkten beantwortet werden. 
Wir berücksichtigen bei unserer Bewertung der GWÖ materialistische Kriterien, wie der 
Umfang von Ausbeutung der lohnabhängig Beschäftigten und der Umwelt.   
 
  
Was ist die Gemeinwohl-Ökonomie?  
Die Gemeinwohl-Ökonomie (GWÖ) ist ein im deutschsprachigen Raum weit verbreitetes 
Modell der Alternativökonomie. Es entstand 2010 als Antwort auf die Finanzkrise und wurde 
von 15 österreichischen Unternehmen aus dem Umfeld der NGO Attac und einem Mitgründer 
von Attac Österreich, Christian Felber, entwickelt. Seitdem verbreitet sich die Idee der GWÖ, 
organisiert als gemeinnützige Vereine, bis nach Südamerika und Japan.   
 
Die GWÖ setzt der rein monetären Erfolgsmessung (Finanzbilanz, BIP) alternative Erfolgs-
messungen entgegen:  
 

a. Gemeinwohl-Bilanz: Zeigt wie viel eine Organisation (Selbstständige, Unternehmen, 
Vereine, etc.) zum Gemeinwohl beiträgt. Organisationen, die nachweisen, dass sie 
mehr zum Gemeinwohl beitragen als gesetzliche Mindeststandards, sollen finanzielle 
Vorteile erhalten. Berücksichtigt werden dabei auch Eigentumsstruktur, Einkommen-
sunterschiede und Renditeansprüche. Ziel des Wirtschaftens soll nicht mehr Profit-
maximierung, sondern das Steigern des Gemeinwohls sein.  

b. Gemeinwohl-Produkt: Soll von Bürger:innen entwickelt werden und neben dem BIP 
zeigen, wie die Wirtschaft und politische Maßnahmen tatsächlich zur Steigerung des 
Gemeinwohls und einem “Guten Leben für Alle” beitragen.  

c. Gemeinwohl-Bilanz für Gebietskörperschaften (Städte,  Landkreise, Gemeinden):  
unterstützt, diese ihr Handeln ebenfalls stärker auf das Gemeinwohl  auszurichten.  

 
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) empfahl 2015 die Integration der 
GWÖ in den Rechtsrahmen der EU und ihrer Mitgliedstaaten. Auf Bundesebene wurde 
eine Nationale Strategie für gemeinwohlorientierte Unternehmen und Sozialunternehmen  
erarbeitet. In mehreren Koalitionsverträgen auf Landesebene wird die GWÖ erwähnt und die 
Erstellung einer Gemeinwohl-Bilanz wird in einigen Kommunen finanziell gefördert. In einer 
Vielzahl von Städten haben zudem auch kommunale Betriebe bereits eine Gemeinwohl-Bilanz 
erstellt.   
 

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
https://germany.econgood.org/)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52015IE2060
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/nationale-strategie-soziale-innovationen-gemeinwohlorientierte-unternehmen.pdf?__blob=publicationFile&v=24
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Die gesellschaftliche Linke ist gefordert, sich diesbezüglich zu positionieren und für eine 
Bündnisperspektive vor allem gegenüber KMUs sowie Selbstständigen einzubringen. Dies 
betrifft vor alle dem auch die Partei Die Linke.  
 
  
Transformation der Wirtschaft  
  
(a) Gemeinwohlorientiertes Wirtschaften stärken und belohnen  
Als Die Linke “wollen wir gute Arbeit schaffen, das Klima schützen sowie nachhaltig öffentliche 
bzw. kollektive Eigentumsformen wie Genossenschaften oder Belegschaftseigentum sowie 
Mitbestimmung stärken” (S.30 Wahlprogramm 2025). In dem Neoliberalismus, in dem wir uns 
befinden, gilt jedoch ein globales „Race to the Bottom“: Unternehmen, die lediglich gesetzliche 
Mindeststandards einhalten, diese umgehen oder erfolgreich dagegen lobbyieren, besitzen 
Kostenvorteile. Es besteht der Wettbewerb, möglichst geringere Kosten zu haben als die 
Mitbewerber*innen und damit weniger für gute Arbeit, Klimaschutz oder Mitbestimmung zu tun. 
Ein Mehr für das Gemeinwohl und damit ein Beitrag für eine sozial-ökologische Transformation 
ist mit Mehrkosten und höheren Preisen verbunden. Gemeinwohlorientiertes Wirtschaften 
verharrt somit in der Nische.   
 
Als Die Linke müssen wir die sozialen und ökologischen gesetzlichen Mindeststandards, wie 
z.B. den Mindestlohn, stärken, gleichzeitig müssen wir auch das oben beschriebene Dilemma 
der Marktwirtschaft lösen. Hierfür ist es wichtig die Organisationen zu unterstützen und zu 
entlasten, die freiwillig mehr als die Mindeststandards zum Gemeinwohl beitragen. Der 
Kostenvorteil muss bei den Organisationen liegen, die gemeinwohlorientiert wirtschaften und 
nicht mehr bei den Unternehmen, die lediglich gesetzliche Mindeststandards einhalten.  
  
Es gibt innerhalb Die Linke vielfältige Vorstellungen wie dieses “gemeinwohlorientierte 
Wirtschaften” aussehen soll. Die Linke fordert: “kein Steuergeld ohne Gegenleistung. 
Staatliche Gelder (egal ob direkte Hilfszahlungen oder indirekte Subventionen) binden wir an 
langfristige Garantien für die Beschäftigten zu Tarifverträgen, Standortverpflichtungen und 
verbindliche Investitionspläne. So treiben wir den notwendigen ökologischen Umbau der 
Produktion voran, sichern Arbeitsplätze und Einkommen für die Beschäftigten” (S.30 
Wahlprogramm 2025). Gleichzeitig möchte Die Linke auch demokratischere Betriebe (S.26) 
sowie Betriebe, die stärker in regionalen Wirtschaftskreisläufen denken (S.31), stärker auf ihre 
Lieferketten achten (S.25), sparsamer mit Ressourcen umgehen (S.36) und den Konsum von 
klimaschädlichen Produkten und Dienstleistungen nicht durch Werbung steigern (S.37).  
  
Die Anforderungen von Die Linke an Organisationen für die sozial-ökologische Transformation 
sind so zahlreich wie die Wege diese Anforderungen nachzuweisen. Z.B. über die Rechtsform 
(z.B. gGmbH, e.V., eG), welche gemeinnützige Aktivitäten nach §52 AO oder demokratische 
Verfahren nachweisen. Zum anderen gibt es externe Zertifizierungen (z.B. ISO 50001 – 
Energiemanagementsystem), die eine ökologische Entwicklung zeigen. Darüber hinaus kann 
die Vergabe staatlicher Gelder an einzelnen Kriterien verknüpft werden. Allen Instrumenten 
jedoch fehlt es an der Ganzheitlichkeit. Eine gemeinnützige Organisation kann einen guten 
Zweck haben, aber schlecht mit den Mitarbeitenden umgehen. Eine Genossenschaft kann 
demokratisch, aber unökologisch wirtschaften und Organisation mit einem 
Energiemanagementsystem können energieschonend wirtschaften, jedoch schlechte 

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
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Bedingungen in der Lieferkette haben. Es ist daher für Die Linke sinnvoll Instrumente zur 
Unterstützung zu nehmen, die die Organisationen ganzheitlich betrachten.   
 
Aus Sicht der UAG Unternehmerische Linke bietet die Gemeinwohl-Ökonomie mit 
der Gemeinwohl-Bilanz ein etabliertes und anerkanntes Instrument, welches die Vielzahl der 
unterschiedlichen genannten linken Kriterien am besten berücksichtigt. Es kann damit eine 
transparente Grundlage für die Vergabe von staatlichen Geldern geschaffen werden, die die 
sozial-ökologische und demokratische Transformation unterstützt.   
Die Gemeinwohl-Ökonomie schlägt mit der Gemeinwohl-Bilanz vor, den Erfolg von 
Organisationen nicht mehr rein am „Mittel“, dem Geld (Gewinn, Umsatz, Rendite), zu messen, 
sondern dem eigentlichen „Ziel“ des Wirtschaftens (Art. 151 Bayrische Verfassung: “Die 
gesamte wirtschaftliche Tätigkeit dient dem Gemeinwohl”).  
  
Gemeinwohl-Matrix 5.1 - Übersicht der Themenfelder  

  
Im Rahmen der Gemeinwohl-Bilanzierung werden alle Unternehmensprozesse mit Blick auf 
die internen Berührungsgruppen (B, C) und externe Berührungsgruppen (A, B, D, E) einer 
Bewertung nach ethischen Kriterien unterzogen. Dies erfolgt anhand von Werten, die im 
Grundgesetz, der Europäischen Verfassung und der UN-Charta zu finden sind. Dies sind (1) 
Menschenwürde (Art. 1 GG), (2) Solidarität & Soziale Gerechtigkeit (Art. 14 und Art. 20 Abs.1 
GG), (3) ökologische Nachhaltigkeit (Art. 20a GG) sowie (4) Transparenz & Mitentscheidung 
(Demokratie Art. 20 Abs.2 GG). Organisationen, die sich mit der Gemeinwohl-Bilanz auf das 
Gemeinwohl ausrichten, stärken damit die im deutschen Grundgesetz festgehaltenen Werte.  
Für jedes Themenfeld sind Fragen und Indikatoren von den Organisationen zu beantworten. 
Anschließend werden die Organisationen anhand von vorgegebenen Bewertungsskalen 
extern bewertet. Das Bilanzierungsergebnis kann von –3.600 bis +1.000 Punkte reichen.  
 
Mit der Vergabe von negativen Punktzahlen, z.B. beim Umgehen von Gesetzen oder anderen 
nicht gemeinwohlorientiertem Verhalten, wird Greenwashing erfolgreich verhindert. Das reine 
Einhalten von Gesetzen wird mit 0 Punkten bewertet. Erst darüber hinaus gibt es Pluspunkte.   

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
https://germany.econgood.org/tools/gemeinwohl-bilanz/
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_14.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20.html
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Die Bilanzierungsergebnisse werden in einem Gemeinwohl-Bericht zusammengefasst und 
verpflichtend veröffentlicht. In einem Zyklus von zwei Jahren erfolgen Verlaufsbilanzierungen 
im Sinne eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses (KVP). Entwicklungen auf 
europäischer Ebene (CSRD, VSME, ...) werden in der Weiterentwicklung der Gemeinwohl-
Bilanz berücksichtigt. Den Unternehmen wird somit ein Instrument zur Verfügung gestellt, 
welches sie unterstützt, gemeinwohlorientierter zu wirtschaften. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob das Unternehmen bisher eher konventionell oder gemeinwohlorientiert, privatwirtschaftlich 
oder als Genossenschaft oder in öffentlicher Hand wirtschaftet.  
 
Im D-A-CH-Raum (Deutschland-Österreich-Schweiz) sind mittlerweile ca. 1.400 Organ-
isationen unterschiedlicher Größe und Branchen gemeinwohl-bilanziert. Darunter auch 
viele öffentliche Betriebe, u.a. in Aachen, Bremen, Dortmund, Göttingen, Hamburg, Köln, 
Mannheim, Marburg, München, Regensburg, Stuttgart, Würzburg, usw. Durch die 
Gemeinwohl-Bilanz können die Bürger*innen ihren Beitrag zum Gemeinwohl 
nachvollziehbarer wahrnehmen und somit die Forderung nach Rekommunalisierung der 
Daseinsvorsorge stärken (S.44 Wahlprogramm 2025). Eine Übersicht über alle 
gemeinwohlbilanzierenden Organisationen findet sich hier.  
 
Gemeinwohl-Bilanz aus linker Perspektive:  
Mit der Gemeinwohl-Bilanz werden die Schnittstellen der Organisationen zu den internen und 
externen Berührungsgruppen (Stakeholder) dokumentiert und bewertet. Aus linker 
Perspektive sind insbesondere jene internen Berührungsgruppen relevant, die Aussagen 
machen zur Stellung der Beschäftigten und des Kapitals. Dabei strebt Die Linke eine 
tiefgreifende Transformation der Eigentumsverhältnisse, jedoch keine Abschaffung von 
Privateigentum an (Parteiprogramm, Seite 39-43). Verschiedene Eigentumsformen sollen 
gleichberechtigt nebeneinander existieren können, jedoch in „Strukturbestimmenden 
Großbetrieben“ soll „kapitalistisches Eigentum“ überwunden werden (S.41). Folgend eine 
nähere Betrachtung von 3 der 20 Themenfeldern.   
 
Beispiel GWÖ-Themenfeld B2: Soziale Haltung im Umgang mit Geldmitteln:   
Zitat aus dem GWÖ-Arbeitsbuch: “Finanzielle Ansprüche der Eigentümer*innen auf Gewinne 
werden der mittel- und langfristigen Entwicklung der Organisation und ihrem sozial 
verantwortlichen Verhalten gegenüber den Stakeholdern untergeordnet.”  Für die 
Dividendenausschüttung auf eingesetztes Kapital von 10,0-12,5% werden bei 
diesem Indikator 100 Minuspunkte vergeben, bei 12,5% oder höher 150 Minuspunkte.   
  
Beispiel Themenfeld B4: Eigentumsstruktur und Mitentscheidung:   
GWÖ-Arbeitsbuch: “Für eine Gemeinwohlorientierte Organisation sind zwei Konzepte 
relevant: Mitentscheidung (B4.1) und geteiltes Eigentum (B4.2). Mitentscheidung betrifft 
Eigentumsentscheidungen, d. h., Mitbestimmung wird erreicht, indem Stakeholder (z. B. 
Mitarbeitende) an strategischen Entscheidungen der Organisation beteiligt werden. Geteiltes 
Eigentum ist ein Ziel, das Konsequenzen für die Rechtsform einer Organisation hat. Eine 
gemeinwohlorientierte Organisation strebt eine Rechtsform an, die Miteigentum ermöglicht, 
oder ändert gegebenenfalls ihre Rechtsform. Sie fördert und erleichtert die Mitentscheidung 
aktiv durch geeignete Entscheidungsprozesse, auch unabhängig von ihrer Rechtsform.”  
 
 

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
https://de.wikipedia.org/wiki/Richtlinie_(EU)_2022/2464_(CSRD)
https://www.efrag.org/en/projects/voluntary-reporting-standard-for-smes-vsme/concluded
https://germany.econgood.org/tools/gemeinwohl-berichte/
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Beispiel Themenfeld C2: Gestaltung fairer und gerechter Arbeitsvereinbarungen:   
Ein Unternehmen gilt nach der Gemeinwohl-Ökonomie als “Erfahren” (vierte von fünf Stufen), 
wenn es beim Thema Vergütung (C2.1) folgende Punkte erfüllt:  

• Spanne zw. höchsten und niedrigsten Verdienst maximal 1:5.   
• Daten zur Gehaltsspanne werden erhoben und überwacht.   
• Vergütungssysteme sind transparent und für die meisten Stellen wird ein Anteil der 

Vergütung an die individuelle Situation der Mitarbeitenden angepasst.  
 
Als “Vorbildlich” (fünfte von fünf Stufen) gelten Organisationen, wenn:  

• ... an die individuelle Situation der Mitarbeitenden für alle Stellen angepasst.   
• Verfahren zur Selbstbestimmung des Gehalts wurde entwickelt, wird verwendet und 

kann von den Mitarbeitenden und der Organisation geändert werden.   
 
Für die Weiterentwicklung der Berührungsgruppe Mitarbeitende in der Gemeinwohl-Bilanz 
wurden 10 Gewerkschaften aus 5 Ländern befragt. Für eine Umsetzung einer Gemeinwohl-
Ökonomie könnten auch Gewerkschaften, aber auch andere 
Nichtregierungsorganisationen im Bereich Menschenwürde, Solidarität, ökologische 
Nachhaltigkeit und Unternehmens-demokratie als Bündnispartner gewonnen werden.  
 
Als externe Berührungsgruppen sind aus linker Perspektive zudem die Kund*innen 
(Verbraucherschutz), Lieferant*innen (Sorgfaltspflicht in den Lieferketten) als auch Finanz-
institute zu nennen. Sie werden hier aufgrund der begrenzten Textlänge nicht betrachtet.  
  
Politische Maßnahmen  
(Ausführliche Beschreibungen in: 2026_Orientierung am Gemeinwohl - Politische Optionen):  
 

• Finanzielle Förderung der ersten Gemeinwohl-Bilanzerstellung bei Organisationen  
• Unterstützung durch die öffentliche Verwaltung, z.B. der Wirtschaftsförderung  
• Einführung bei allen staatlichen und kommunalen Betrieben (statt DNK-Bericht)  
• Gemeinwohl-Bilanz als Kriterium im Vergaberecht  
• Gemeinwohl-Wirkung als Vergabeprinzip   
• Einfacherer (und kostengünstigerer) Zugang zu Krediten   
• „Gemeinwohl-Ausgleich“ analog zum ehemaligen Spitzenausgleich für 

Organisationen, die nachweisen, dass sie gemeinwohlorientierter wirtschaften  
• Geringerer Körperschaftssteuersatz und Gewerbesteuersatz für gemeinwohlorientiert

e Organisationen  
  
(b) Eine von Bürger:innen entwickelte Alternative zum BIP  
Die Linke beschreibt: "Unser Ziel ist eine gerechte, nachhaltige Wirtschaft, die der großen 
Mehrheit der Menschen ein besseres Leben ermöglicht und dabei die natürlichen Grenzen des 
Wachstums respektiert" (S. 29 Wahlprogramm 2025).   
Aktuell wird der Wirtschaftserfolg am Bruttoinlandsprodukt (BIP) gemessen. Es berücksichtigt 
die Summe aller produzierten Güter und Dienstleistungen, unabhängig davon, ob diese der 
Gesellschaft nützen oder schaden. Die Fokussierung auf reines Wachstum führt zudem zu 
ökologischen Krisen. Eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch 
wurde bisher global trotz Konzepten wie Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft nicht 
erreicht. Zudem nehmen die Unzufriedenheit und Spaltung in der Gesellschaft stetig zu.   

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
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Es gibt zwar alternative Messgrößen wie den Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI) oder 
internationale Ansätze wie den OECD Better Life Index oder das Bruttonationalglück  
in Buthan, aber: Diese wurden nicht durch breite Bürger:innenbeteiligungen entwickelt und 
legitimiert. Der NWI ist zudem in Deutschland kaum in die politische Kommunikation und 
Entscheidungsprozesse integriert oder in der Öffentlichkeit bekannt. Sie können daher nicht 
als Definition für ein “Gutes Leben für Alle” dienen.  
 
Die Linke fordert eine stärkere Mitbestimmung durch die Bürger:innen: "Wir wollen 
Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheide auf Bundesebene einführen" und 
"Bürger:innenräte sollen gestärkt werden (S. 48 Wahlprogramm 2025)." Eine linke alternative 
zum BIP sollte daher von den Bürger:innen selbst entwickelt werden. Dies zeigt, 
dass Bürger:innen nicht nur mitbestimmen, sondern auch Bestimmen woran das Gemeinwohl 
und politisches Handeln gemessen werden soll. Ziel sollte daher eine gemeinsame Definition 
von gesellschaftlichen Zielen inklusive Indikatoren durch einen möglichst breit getragenen 
Prozess sein. Dies könnte auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene umgesetzt 
werden und hat das Potenzial die Haustürgespräche von Die Linke auf eine neue 
institutionalisierte Ebene zu heben.   
 
Wenn Menschen sehen, dass ihre Anliegen in konkrete Indikatoren und politische 
Entscheidungen einfließen, steigt das Vertrauen in politische Prozesse. Daraus entstehend 
wird die Kommunikation von progressiven Politikmaßnahmen klarer: Es wird sichtbar, welchen 
Beitrag sie z.B. für „Gesundheit“, „Vertrauen“, “Mitentscheidung” oder „Klimaneutralität“ liefern 
und damit auf gemeinsam formulierte Ziele einzahlen. Gegenkampagnen konservativer 
Medien kann nun stärker mit einem gesellschaftlichen Rückhalt geantwortet werden.  
Die Gemeinwohl-Ökonomie hat mit dem Gemeinwohl-Produkt ein solches Instrument auf 
lokaler Ebene getestet. Wir sind der Meinung das Gemeinwohl-Produkt oder eine nach 
solchen Kriterien entwickelte Alternative ist für die Neuausrichtung der Wirtschaft 
unerlässlich.   
 
Politische Maßnahmen  
(Ausführliche Beschreibungen in: 2026_Orientierung am Gemeinwohl - Politische Optionen):  
 

• Durchführung und Förderung von Pilotprojekten & Modellregionen inkl. der Einrichtung 
von Bürger:innenräten auf kommunaler, Landes- und Bundesebene  

• Verpflichtende Integration der Ergebnisse in Regierungs- & Landesberichte, ins 
Statistikgesetz und in Haushalts- & Planungsprozesse   
 
  

(c) Ausrichtung von Politik und Verwaltung auf das Gemeinwohl  
Kommunen sollen Klimaschutz, Daseinsvorsorge, soziale Gerechtigkeit und nachhaltige 
Wirtschaftsförderung gleichzeitig stemmen – oft mit wenig Personal und engen Budgets. 
Während die Komplexität steigt, fehlt es an einem klaren systematischen Vorgehen. Die 
Agenda 2030 mit ihren 17 SDGs ist zwar Orientierung, aber für Kommunen oft zu abstrakt 
formuliert und schwer in konkrete Praxis zu übersetzen.   
Die Gemeinwohl-Bilanz für Städte, Kreise und Gemeinden übersetzt die abstrakten SDGs in 
konkrete, lokal messbare Werte und Indikatoren (Menschenwürde, Solidarität, Nachhaltigkeit, 
Gerechtigkeit, Transparenz). Es ist ein Steuerungsinstrument und macht sichtbar, wie die 

https://www.linke-wirtschaftspolitik.de/politik/aktuell/
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindikatoren/indikator-nationaler-wohlfahrtsindex#wie-wird-der-indikator-berechnet
https://de.wikipedia.org/wiki/OECD_Better_Life_Index
https://de.wikipedia.org/wiki/Bruttonationalgl%C3%BCck
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Agenda 2030 auf kommunaler Ebene gelebt wird und wo es Verbesserungs-bedarfe gibt. Die 
Bilanzierung bindet Stakeholder (Bürger:innen, Verwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft) 
systematisch ein. Die Kommunen senden durch die Bilanz ein klares Signal an lokale 
Unternehmen und Bürger:innen: Gemeinwohl sind zentrale Leitplanken des eigenen 
politischen Handelns. Bereits 12 Gebietskörperschaften haben dies in Deutschland umgesetzt. 
Weitere finden sich zudem in Österreich, Spanien, Italien und Luxemburg.  
 
Politische Maßnahmen 
(Ausführliche Beschreibungen in: 2026_Orientierung am Gemeinwohl - Politische Optionen):  
 

• Durchführung einer Gemeinwohl-Bilanz  
• Einrichtung von Leuchtturmprojekten - gefördert und öffentlich sichtbar begleitet  
• Einrichtung von Beratungsstellen für Kommunen  
• Ausbildung von kommunalen Beauftragten  

  
 
Unterstützung der GWÖ durch Die Linke  
Die Gemeinwohl-Ökonomie kann nicht als eigenständiges Wirtschaftssystem verstanden 
werden. Sie bietet jedoch – stärker als viele andere Ansätze – konkrete Instrumente, um die 
bestehende Wirtschaft schrittweise durch veränderte Anreizstrukturen zu transformieren und 
gemeinwohlorientierte Unternehmen gezielt zu stärken.  
 
Unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen ist die Gemeinwohl-Ökonomie bislang vor 
allem auf die freiwillige Einsicht von Unternehmer:innen angewiesen. Sie ist damit weniger 
Ausdruck demokratischer Willensbildung als Ergebnis individueller Entscheidungen. Aus 
“linker” Perspektive ist dies unzureichend. Eine sozial-ökologische Transformation darf nicht 
vom guten Willen Einzelner abhängen, sondern muss demokratisch gestaltet, rechtlich 
abgesichert und sozial gerecht durchgesetzt werden. Grundlage ist der Art. 14 Abs.2 GG: 
“Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.”  
Wir sind daher überzeugt: Die Idee der Gemeinwohl-Ökonomie muss von Die Linke politisch 
und demokratisch gestärkt werden. Das bedeutet, sie in verbindliche Regeln, 
Förderinstrumente und öffentliche Vergabekriterien zu überführen, Mitbestimmung der 
Beschäftigten auszubauen und gemeinwohlorientiertes Wirtschaften gegenüber 
profitorientierter Ausbeutung strukturell zu begünstigen. Eine ausführliche Beschreibung 
potenzieller politischer Maßnahmen ist hier aufgelistet.  
  
Angesichts der Aufgeschlossenheit und den Aktivitäten progressiver Kräfte (Attac, Grüne, Teile 
der SPD, lokale Bürgerbewegungen) gegenüber alternativökonomischen Modellen und 
speziell dem GWÖ-Konzept eröffnen sich für Die Linke neue Möglichkeiten, gemeinsam im 
Bündnis mit diesen Bewegungen und Organisationen demokratische Ziele in der 
Wirtschaftspolitik anzustreben und zu erreichen.   
  
Bis wir etwas praktikableres als Solidarische Ökonomie und GWÖ gefunden haben, um die 
kapitalistische Wirtschaftsweise zu überwinden, sollten wir es mit einer strikten 
Gemeinwohlorientierung der Wirtschaft versuchen. Denn auch in einer neuen 
Wirtschaftsordnung würde es die konsequente Ausrichtung auf das Gemeinwohl und 
unterstützende Tools dafür benötigen. Bei einer Beratung von GWÖ-Aktivisten erklärte der 
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Vertreter eines zur Diakonie gehörenden Unternehmens aus Bayern, es sei doppelzüngig, auf 
der einen Seite zu erklären, „so wie bisher kann es nicht weiter gehen und gleichzeitig zu 
sagen, aber in diesem System sind wir die Besten! Die GWÖ vermittelt eine Vision, man muss 
nicht warten, bis sich politisch etwas ändert.”  
  
Die Gemeinwohl-Ökonomie wird somit zu einem wichtigen Baustein einer linken 
Wirtschaftsdemokratie – als Hebel, um Marktlogik zurückzudrängen und soziale, ökologische 
und demokratische Ziele verbindlich durchzusetzen. Die GWÖ ist kein Nischenprojekt, 
sondern ein praktisches Werkzeug für linke Wirtschaftspolitik im 21. Jahrhundert. Sie macht 
Werte messbar, Beteiligung erlebbar und Demokratie ökonomisch greifbar. Wenn DIE LINKE 
die GWÖ aufnimmt, gewinnt sie nicht nur ein Konzept – sie gewinnt ein Narrativ, das Hoffnung 
macht.  
 
 
Kontakt über die Website der Bundesarbeitsgemeinschaft Wirtschafts- und Finanzpolitik 
zur UAG Unternehmerische Linke 
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